
 

 

VERWERTUNG 

„GANSFUSSHAUS“ UND „ROTES KREUZ DIENSTSTELLE ALLAND“ 

 

Die Marktgemeinde Alland, Hauptstraße 176, 2534 Alland (im Folgenden kurz „Gemeinde“) als 

Eigentümerin des „Gansfußhauses“ und das Österreichische Rote Kreuz Landesverband für 

Niederösterreich, Franz Zant-Allee 3-9, 3430 Tulln (im Folgenden kurz „Rotes Kreuz“) als 

Eigentümerin der „Rotes Kreuz Dienststelle Alland“ beabsichtigen die gemeinsame Veräußerung 

der in ihrem jeweiligen Alleineigentum stehenden Liegenschaften und führen hierzu das 

gegenständliche Verwertungsverfahren zu nachfolgenden Bedingungen durch: 

 

1. Gegenstand der Verwertung sind 

i) das Grundstück GSt.-Nr 58, inneliegend EZ 132, KG 04001 Alland, BG Baden, mit der 

Liegenschaftsadresse Hauptplatz 142, 2534 Alland („Gansfußhaus“) samt den darauf 

errichteten und befindlichen Gebäuden und baulichen Anlagen (im Folgenden kurz 

„Liegenschaft I“) im Eigentum der Gemeinde sowie 

ii) das Grundstück GSt.-Nr 56, inneliegend EZ 83, KG 04001 Alland, BG Baden, mit der 

Liegenschaftsadresse Hauptplatz 101, 2534 Alland („Rotes Kreuz Dienststelle Alland“) 

samt den darauf errichteten und befindlichen Gebäuden und baulichen Anlagen (im 

Folgenden kurz „Liegenschaft II“) im Eigentum des Roten Kreuzes. 

 

Hinsichtlich des Zustandes der Liegenschaft I und der Liegenschaft II (gemeinsam im 

Folgenden kurz „Liegenschaften“) sowie der Ermittlung des Verkehrswertes wird auf das 

Gutachten des Sachverständigen Dr. Rudolf Ortmayr zu GZ S/2.371/23 vom 13.06.2023 

verwiesen, welches zur Grundlage des gegenständlichen Verwertungsverfahrens erklärt wird. 

Die Gemeinde und das Rote Kreuz übernehmen keine Haftung für eine bestimmte Eigenschaft, 

Beschaffenheit, Funktionstüchtigkeit oder Verwendbarkeit der Liegenschaften. Die Verwertung 

erfolgt unter Ausschluss der Gewährleistung für Sachmängel. Die weiteren Details der 

jeweiligen treuhändigen Kaufvertragsabwicklung bleiben dem Kaufvertrag mit der Gemeinde 

sowie jenem mit dem Roten Kreuz vorbehalten. Die Übergabe der Liegenschaften erfolgt bis 

längstens 30.06.2024. 

 

2. Eine Besichtigung der Liegenschaften ist nur nach vorheriger Terminvereinbarung bis 

längstens 31.01.2024 möglich. Das Gemeindeamt ist unter 02258 / 2245 - 10 zu den 

Parteienverkehrszeiten gemäß Veröffentlichung auf der Website der Gemeinde www.alland.at 

erreichbar. 

 

http://www.alland.at/
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3. Interessenten sind eingeladen, ihre Gebote schriftlich an 

 

bpv Hügel Rechtsanwälte GmbH 

Hauptplatz 9-13, 2500 Baden 

 

zu richten. Auf dem Briefumschlag ist der Hinweis „Gebot Gansfußhaus und Rotes Kreuz 

Dienststelle Alland – Kuvert nicht öffnen!“ anzubringen. Die Gebote müssen bis spätestens 

29.02.2024, 12:00 Uhr einlangen. Die kommissionelle, nicht bieter-öffentliche Öffnung der 

Gebote wird voraussichtlich am 04.03.2024 im Gemeindeamt stattfinden.  

 

4. Das geringste Gebot für beide Liegenschaften hat gemäß Gutachten des Sachverständigen 

Dr. Rudolf Ortmayr zu GZ S/2.371/23 vom 13.06.2023 jedenfalls EUR 429.400,00 zu 

betragen. Die Gemeinde und das Rote Kreuz nehmen jeweils keine Option gemäß § 6 Abs 2 

UStG vor, weshalb auf den jeweiligen Kaufpreis keine Umsatzsteuer ausgewiesen wird. 

 

5. Dem Gebot ist darüber hinaus ein Vorentwurf der geplanten, zukünftigen Bebauung der 

Liegenschaften anzuschließen, um beurteilen zu können, ob durch den Bieter eine qualitativ 

hochwertige Bebauung für die Nutzer umgesetzt wird und der Neubau zur positiven 

Entwicklung des Allander Hauptplatzes im Sinne einer Zentrumsentwicklung wesentlich 

beiträgt. Die Bieter verpflichten sich die Liegenschaften innerhalb von 5 Jahren ab deren 

Übergabe im Sinne des vorgelegten Vorentwurfes zu bebauen. Die Frist gilt als eingehalten, 

wenn bis zu deren Ablauf, die Fertigstellung der Bebauung iSd NÖ Bauordnung erfolgt ist. Für 

den Fall der nicht fristgerechten Bebauung wird der Bieter die Liegenschaften der Gemeinde 

oder einem von der Gemeinde namhaft gemachten Dritten zum Erwerb - zu dem von ihm 

bezahlten Kaufpreis - anbieten und der Gemeinde hierfür ein grundbücherlich sichergestelltes 

Wieder- und Vorkaufsrecht einräumen. 

 

6. Mit der Abgabe eines Gebotes haben Bieter als Vadium eine abstrakte Bankgarantie einer 

österreichischen Bank oder einen sonstigen, gleichwertigen Nachweis der Bonität, je in Höhe 

ihres Gebots und einer Laufzeit bis zumindest 30.09.2024 zu übergeben. Anderenfalls sind sie 

vom Verwertungsverfahren ausgeschlossen. Die Bankgarantien jener Bieter, die keinen 

Zuschlag erhalten haben, werden bis zum rechtzeitigen Erlag des besten Gebotes von der 

bpv Hügel Rechtsanwälte GmbH in Verwahrung genommen und danach an die jeweiligen 

Bieter retourniert. 

 

7. Die Gemeinde und das Rote Kreuz behalten sich nach Öffnung der Gebote Verhandlungen mit 

Bietern sowie eine allfällige inhouse-Versteigerung ausdrücklich vor. 
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8. Die Verwertung der Liegenschaft I steht unter dem ausdrücklichen Vorbehalt der Zustimmung 

des Gemeinderates der Marktgemeinde Alland. Die Verwertung der Liegenschaft II steht unter 

dem ausdrücklichen Vorbehalt der Zustimmung des Präsidialauschusses des Österreichischen 

Roten Kreuzes Landesverband für Niederösterreich. Den Bietern entsteht daher mit Abgabe 

eines Gebotes kein Rechtsanspruch gegen die Gemeinde sowie das Rote Kreuz. Den Bietern 

wird auch kein Kostenersatz für die Abgabe eines Gebotes und die Bereitstellung des Vadiums 

geleistet. Sämtliche damit in Zusammenhang stehenden Kosten sind daher von diesen zur 

Gänze selbst zu tragen. 

 

9. Die von Bietern bekannt gegeben personenbezogenen und weiteren Daten werden für die 

Bearbeitung von Geboten und die allfällige Vertragsabwicklung benötigt. Die Bereitstellung der 

Daten erfolgt mit Einwilligung der Bieter. Die Daten werden nur so lange gespeichert, wie diese 

für eine gesetzeskonforme Abwicklung benötigt werden. Bieter haben das Recht auf Auskunft 

über die Verarbeitung personenbezogener Daten sowie das Recht auf Berichtigung 

personenbezogenen Daten, in bestimmten Fällen auch das Recht auf Löschung oder 

Einschränkung der Verarbeitung der Daten. Sollte eine Löschung oder Einschränkung der 

Verarbeitung (z.B. aus rechtlichen Gründen) nicht möglich sein, so werden Bieter vom 

Datenschutzbeauftragten der Gemeinde oder des Roten Kreuzes darüber informiert. Wenn 

Bieter der Auffassung sind, dass ihren Rechten nicht oder nicht ausreichend nachgekommen 

wird, haben diese die Möglichkeit eine Beschwerde bei der Datenschutzbehörde einzubringen. 

 


